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2 „Ich bin eine Patientin zweiter
Klasse.“ Erfahrungen mit einer
Neuköllner Augenarzt-Praxis.
3 „Gemeinsam gegen Sozialab-
bau mobil machen!“ Interview mit
Ruben Lehnert.
4 „Nicht für’n Appel und ’nen
Ei!“ Aktion der Neuköllner LINKEN
vor dem JobCenter.
4 Trauerspiel: Nur 10 neue Lehr-
kräfte für Neuköllner Schulen.
Die GEW zum Schuljahresbeginn.

„Nach der Wahl ist die Schonzeit
vorbei.“ Ab dem Herbst wird
eine „Bereinigung“ in der Wirt-
schaft einsetzen – sprich: 
Massenentlassungen sollen auf
der Agenda stehen. 

So erfuhr die Financial Times Deutschland
von einer „Art Stillhalteabkommen zwi-
schen Industrie und Regierung“, das

„derzeit einen größeren Arbeitsplatzabbau in
Deutschland“ verhindere. Der Pakt gelte bis zur
Bundestagswahl am 27. September. „Deutsch-

land ist momentan vor Veränderungen sicher.
Aber nach der Wahl wird sich die Botschaft än-
dern. Das ist ganz normal“, erklärte Hakan Sa-
muelsson, Vorstandschef des MAN-Konzerns. 

Die Bundestagswahl ist ein wichtiger Ent-
scheidungstermin. Wird DIE LINKE im Bundes-
tag stärker, dann stärkt das zugleich alle, die
sich für soziale Gerechtigkeit einsetzen. Die Ar-
beiter und Angestellten und ihre Gewerkschaf-
ten ebenso wie die Erwerbslosen, die Jugend-
lichen und die Rentner. Es gilt, die Konzernplä-
ne zu stoppen. Deshalb: Am 27. September DIE
LINKE wählen!

Konzernpläne stoppen

Kommt zur Kundgebung 
am 22. September um 16.00 Uhr 
auf dem Platz der Stadt Hof, Karl-Marx-Straße

Es sprechen: Ralf Krämer, „Gewerkschafter wählen links“; 
Reiner Braun, Friedensbewegung; 

Vertreter/-innen von attac und weiteren Organisationen 
und Ruben Lehnert, DIE LINKE, Direktkandidat in Neukölln

1155  MMiilllliioonneenn  EEuurroo  PPrräämmiiee  
ffüürr  AArrccaannddoorr--PPlleeiittee--BBoossss

Auch in der Krise kassieren die Bosse ab,
während die Beschäftigen um ihre Arbeits-
plätze zittern.

Der Karstadt-Quelle-Mutterkonzern Arcandor ist
pleite. Big Boss Karl-Gerhard Eick verlässt nach
nur einem halben Jahr das sinkende Schiff. Der
Abschied fällt ihm leicht: Er sackt 15 Millionen
Euro ein – mehr als 80.000  Euro für jeden 
Arbeitstag. 

Die 40.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeiter-
nehmer wollen von Abschied nichts wissen: Sie
bangen um ihre Jobs. Der Insolvenzverwalter
der Warenhaus-Kette droht mit Massenentlas-
sungen. Die Löhne will er um 20 Prozent kür-
zen. Die Verkäuferinnen sollen außerdem auf
Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie auf Früh-
und Spätzulagen verzichten. 

Es ist Zeit für einen Politikwechsel: Für die Kos-
ten der Krise sollen Manager, Millionäre und
Mega-Konzerne zahlen, nicht die Mehrheit der
Bevölkerung. Dafür steht nur DIE LINKE.

Am 27. September 
DIE LINKE wählen!

Beim europäischen Aktionstag der Gewerkschaften in Berlin am 16. Mai 2009.
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„Wir sehen uns bald wieder“. Mit
diesen Worten verabschiedet
sich der Augenarzt von der Neu-
köllnerin Christiane Zeiger. Die
64-Jährige leidet an Grünem
Star. 

Als sie ein paar Wochen später die Praxis
in Neukölln erneut aufsucht, steht sie vor
verschlossenen Türen. An der Tür ledig-

lich ein Hinweisschild, dass die Patientenakten
im mehr als zehn Kilometer entfernten Charlot-
tenburg abzuholen sind. „Der ist einfach abge-
hauen“, sagt Christiane Zeiger. Einige ältere Pa-
tienten seien verzweifelt gewesen und hätten
geweint, berichtet sie.

Dutzende Ärzte haben in den letzten Jahren
Neukölln verlassen. Experten sprechen davon,
dass arme Stadtteile medizinisch ausbluten.
Das gilt für andere Städte ebenso wie für länd-
liche Regionen. Aus Angst vor der drohenden
Pleite ziehen Ärzte in reiche Gegenden und hof-
fen dort auf Privatpatienten. Nachfolger für die
alten Praxen gibt es kaum.

Einen neuen Arzt zu finden, wird zum Glük-
ksspiel“, sagt Christiane Zeiger. Als sie es ver-
sucht, lautet die erste Frage immer: „Bei wel-
cher Krankenkasse sind Sie?“. Sie antwortet:
„Gesetzlich versichert.“ Und dann heißt es:
„Frühestens in sechs bis acht Wochen“. Irgend-
wann hat die Augenpatientin die Nase voll. Sie
bittet eine Freundin mit Privatversicherung, bei
den gleichen Praxen anzurufen. Bei ihr lautet
die Antwort: „Sie können sofort kommen.“

Für Christiane Zeiger gibt es keinen Zweifel
mehr: „Ich bin eine Patientin zweiter Klasse.“ Es
sei erniedrigend, zuerst die Krankenkasse nen-
nen zu müssen. Doch dem nicht genug. Die Ge-

sundheitsreformen der letzten Jahre zwingen
Menschen wie Christiane Zeiger, an ihrer eige-
nen Gesundheit zu sparen. Permanent muss sie
Zuzahlungen leisten. Vieles wird von den Kas-
sen gar nicht mehr bezahlt. Mittlerweile verzich-
tet Christiane Zeiger sogar auf einige Untersu-
chungen und Medikamente. Kein Einzelfall:
Knapp zwei Millionen Menschen gehen jedes
Jahr aus Geldmangel nicht zum Arzt – trotz gra-
vierender Erkrankungen.

Nun könnte alles noch schlimmer kommen.
Derzeit warnen Fachleute, dass allein bis Ende
des nächsten Jahres den gesetzlichen Kassen
bis zu elf Milliarden Euro fehlen könnten. Es
droht eine neue Welle von Zusatzbeiträgen.

„„IIcchh  bbiinn  eeiinnee  PPaattiieennttiinn  zzwweeiitteerr  KKllaassssee““
„Nur weil ich kein Geld habe, soll ich kein An-
recht auf die gleiche Versorgung wie Privatpa-
tienten haben“, empört sich die 64-Jährige. Sie
zahle doch Beiträge, habe das ganze Leben ge-
arbeitet. „Eine Kasse und gleiche Versorgung
für alle“, das wünscht sie sich. Dann müssten
die Ärzte nicht mehr aus ihrem Bezirk flüchten.
Eine gute medizinische Versorgung wäre keine
Frage des Geldbeutels mehr. 

Übrigens: Einen neuen Augenarzt hat Chri-
stiane Zeiger gefunden. Aber den vermittelten
ihr Freunde persönlich, nachdem sie es aufge-
geben hatte, am Telefon nach Terminen zu bet-
teln. 

André Preußner

Plötzlich war die Praxis in Neukölln geschlossen. Für Christiane Zeiger und andere Patienten gab es
nur noch den Hinweis, dass die Krankenakten im mehr als zehn Kilometer entfernten Gesundheits-
center „Polikum“ in Charlottenburg abzuholen sind.

Neues „QM“ in Rixdorf
Auftaktveranstaltung des neuen
Quartiersmanagement Gangho-
ferstraße am 15. September.

Das QM-Team, das Anfang Juni seine Ar-
beit begonnen hat, wurde von der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung in

Kooperation mit dem Bezirksamt Neukölln be-
auftragt. Es soll dazu beitragen, gemeinsam mit
Bewohnern, Gewerbetreibenden und im Gebiet
arbeitenden Einrichtungen die Lebensverhält-
nisse zu verbessern. Zu einer Auftaktveranstal-
tung wurde für den 15. September um 17.00
Uhr in die St. Marienschule in der Donaustraße
58 eingeladen. Für das Jahr 2009 stehen Pro-
jektmittel in Höhe von 50.000 Euro zur Verfü-
gung. Ein erstes vorläufiges Vergabeforum fand
bereits am 2. September statt. Das QM-Team
ist zu erreichen in der Donaustraße 78, Telefon
030/6808 5685 0.

BVV berät Haushalt 
Die Ausschüsse der Neuköllner
Bezirksverordnetenversamm-
lung beginnen im September mit
der Haushaltsberatung für
2010/2011.

Seit dem 28. August steht der 550-seitige
Entwurf des Neuköllner Bezirkshaushalts
im Internet bereit. In der Vorbemerkung

wird betont: „Die Haushaltssituation des Lan-
des Berlin erfordert bei der Aufstellung des Be-
zirkshaushaltsplanes für die Jahre 2010 und
2011 weitere Konsolidierungsschritte.“ Die
Fraktion der LINKEN in der BVV wird aktiv an
der Haushaltsberatung mitwirken. 
Kontakt zur Linksfraktion: 030/6809 – 2003. 

www.berlin.de/imperia/md/content/
baneukoelln/2009pdf/bezirkshaushalts-
plan_2010_2011_ba_bvv_vorlage.pdf. 

Anzeige
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fünf Euro zahlen. Wir for-
dern einen gesetzlichen
Mindestlohn von zehn
Euro, um diese Form der
Ausbeutung zu stoppen.

Mit welchen Mittel will 
DIE LINKE Arbeitslosigkeit
bekämpfen?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Zu-
nächst muss der Staat
alles tun, um bestehende Arbeitsplätze zu si-
chern. Wir brauchen unter anderem ein Verbot
von Massenentlassungen in Konzernen, die
nicht Insolvenz gefährdet sind. Der Kampf um
den Erhalt der Arbeitsplätze wird aber vor allem
von den Kolleginnen und Kollegen in den Betrie-
ben entschieden: Nur wo sie kämpfen, können
sie siegen. Diese Kämpfe kann jede und jeder
unterstützen. In Neukölln haben wir beispiels-
weise Kundgebungen veranstaltet und Unter-
schriften gesammelt, um die Verkäuferinnen
von Woolworth und Karstadt im Kampf gegen
Entlassungen zu unterstützen.

Damit ist noch niemanden geholfen, der bereits
heute keinen Arbeitsplatz hat.

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Wir wollen mit einem Zu-
kunftsinvestitionsprogramm bundesweit zwei
Millionen neue Arbeitsplätze schaffen. Wer ein-

mal im Neuköllner Krankenhaus war, weiß, wie
viele zusätzliche Krankenschwestern und –pfle-
ger dort gebraucht werden. Auch in Neuköllner
Kindertagsstätten, Schulen und Pflegeheimen
herrscht Personalmangel.

Arbeitslosigkeit ist nicht das einzige Problem 
in Neukölln.

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Neukölln ist einer der ärms-
ten Bezirke Deutschlands. SPD und Grüne
haben unter dem Beifall von CDU und FDP die
gesetzliche Rentenversicherung zerschossen.
Seitdem betrifft Armut viele Rentnerinnen und
Rentner, aber auch immer mehr Kinder. Mich

Am 27. September kandidiert
Ruben Lehnert im Wahlkreis
Neukölln für DIE LINKE zum
Bundestag. Welche Erfahrungen
nimmt er aus unserem Bezirk
mit? Für welche politischen
Ziele setzt er sich ein? 
„Neu-Köllnisch“ sprach mit dem
30-jährigen Politikwissenschaft-
ler aus dem Schillerkiez.

Was ist für Dich das größte Problem in 
Neukölln?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Das größte Problem ist die
Arbeitslosigkeit in Neukölln. Im Juli 2009 waren
rund 28.000 Neuköllnerinnen und Neuköllner
offiziell arbeitslos. Das heißt fast 25 Prozent.
Die tatsächliche Zahl dürfte deutlich höher lie-
gen, weil CDU und SPD die Statistiken frisieren.
Der Verlust des Arbeitsplatzes bedeutet Angst
vor der Zukunft: Kann ich mich und meine Fami-
lie weiter ernähren? Muss ich Hartz IV beantra-
gen? Kann ich meine Wohnung behalten? Die
Gefahr, den Kontakt zum bisherigen Freundes-
und Kollegenkreis zu verlieren, ist außerdem
groß. Arbeitslosigkeit ist ein Geschwür, das die
Seele des Menschen auffressen kann. 

Viele Menschen wollen überhaupt nicht 
arbeiten …

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Das ist Schwachsinn. Es
mangelt an Arbeitsplätzen, nicht am Willen zu
arbeiten. Auch in Neukölln will die Mehrheit der
Menschen mit eigener Hände Arbeit das tägli-
che Brot verdienen. Bundesweit beantragen
fast drei Millionen Menschen keine Sozialleis-
tungen, obwohl sie darauf Anspruch hätten. Der
Gang zum Job-Center ist demütigend und die
Behandlung dort oft erniedrigend. Das Job-Cen-
ter zwingt die Leute, jeden Monat Dutzende Be-
werbungen zu schreiben. Nur Arbeit vermittelt
es viel zu selten.

Mehr als eine Millionen Menschen arbeiten 
Vollzeit und müssen trotzdem zusätzlich 
Hartz IV beantragen. 

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Das ist ein Skandal! Vorher
SPD und Grüne, jetzt CDU und SPD haben dafür
gesorgt, dass der Niedriglohnsektor boomt. Sie
unterstützen die Bosse, die ihren Profit stei-
gern, indem sie Hungerlöhne von drei, vier oder

schockiert, dass in Neukölln drei von vier Kin-
dern unter sechs Jahren in Familien leben, die
von Hartz IV abhängig sind. Für sie sieht der
Hartz-IV-Regelsatz im Monat einen einzigen
Euro für Spielsachen vor. Für die Bildung dieser
Kinder ist nicht ein einziger Cent eingeplant.
Das ist eine himmelschreiende Ungerechtigkeit,
die wir ändern wollen - im Gegensatz zu CDU
und SPD, die an den menschenunwürdigen
Hartz-IV-Regelsätzen festhalten. 

Was will DIE LINKE  dagegen tun?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Wir wollen Hartz IV abschaf-
fen und durch eine solidarische Mindestsiche-
rung ohne Sanktionen und Schnüffelei erset-
zen. In einem ersten Schritt wollen wir den
Hartz-IV-Regelsatz auf 500 Euro im Monat an-
heben und die Ein-Euro-Jobs in reguläre Arbeits-
plätze umwandeln. Und wir wollen mehr Ge-
meinschaftsschulen wie die Fritz-Karsen-Schule
in Neukölln. Gemeinschaftsschule bedeutet
Top-Bildung für alle, für den Sohn der alleiner-
ziehenden Mutter ebenso wie für die Professo-
rentochter. 

Alle anderen Parteien weigern sich, mit der 
Partei DIE LINKE zusammen zu arbeiten.
Wie will DIE LINKE ihre Ziele umsetzen?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt::  Egal ob CDU, SPD, Grüne
und FDP: Nach dem Wahltag kommt der Zahl-
tag. Diese Parteien wollen die Mehrheit der
Bevölkerung für die Kosten der Krise zahlen
lassen: Uns drohen Massenentlassungen und
weiterer Sozialabbau. Gegen diese Attacken
wollen wir uns gemeinsam mit Rentnern/-
innen, Arbeitern und Erwerbslosen wehren.
Wenn wir stark genug sind, diese Angriffe auf
den Sozialstaat abzuwehren, sind wir auch
stark genug, unsere eigenen Ziele umzusetzen.
Ich lade deshalb alle Neuköllnerinnen und
Neuköllner ein, sich uns anzuschließen und ge-
meinsam mit uns gegen den drohenden Sozial-
abbau mobil zu machen.

„„AArrbbeeiittsslloossiiggkkeeiitt  
iisstt  eeiinn  GGeesscchhwwüürr,,  
ddaass  ddiiee  SSeeeellee  ddeess  MMeennsscchheenn  
aauuffffrreesssseenn  kkaannnn““  

„„GGeemmeeiinnssaamm
ggeeggeenn  SSoozziiaallaabbbbaauu  
mmoobbiill  mmaacchheenn““
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Ruben Lehnerts politischer Schwerpunkt ist die Sozialpolitik. Seit
2007 ist er Sprecher des Bezirksverbandes DIE LINKE.Neukölln. Er
wurde am 26. September 1978 in Siegen (NRW) geboren und lebt seit
neun Jahren in Berlin. An der Freien Universität Berlin und am Institut
d' Etudes Politiques de Paris hat er Politikwissenschaften studiert.
Zurzeit arbeitet er als Redakteur der Bundestagsfraktion DIE LINKE.
Der 30-Jährige spielt gerne Fußball und Skat.
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Nicht „für’n Appel und’n Ei“
EEiinnee  AAkkttiioonn  vvoorr  ddeemm  NNeeuukkööllllnneerr  JJoobbCCeenntteerr

Am frühen Montagmorgen um
7.30 Uhr warten die Menschen
vor dem JobCenter in der 
Sonnenallee schon in einer 
200 Meter langen Schlange. Wut
und Verzweiflung sind groß. 
Mitglieder der Neuköllner LIN-
KEN verteilen Äpfel, Eier und
Kaffee. Dreimal in einer Woche. 

Eier und Äpfel kommen gut an, aber auch
die Flugblätter mit der Einladung zum Er-
werbslosenfrühstück der LINKEN. „Hartz

IV bedeutet Armut per Gesetz. Von „'nem Appel
und 'nem Ei“  kann keiner leben. Das ist men-
schenunwürdig“, meint der Bundestagskandi-
dat der Neuköllner LINKEN, Ruben Lehnert. 

Trauerspiel: Nur 10 neue Lehrkräfte für Neukölln

„Hauptsache eine Lehrstelle?“
Gesprächsrunde 

mit dem Neuköllner Bundestagskandidaten DIE LINKE
Ruben Lehnert 

zu Schule, Berufsausbildung, Warteschleifen und mehr 
am Mittwoch, 16. September, um 19.00 Uhr

in Zentrum der Neuköllner LINKEN am Richardplatz 16

Die kostenlose Hartz-IV-Beratung
in den Räumen der LINKEN 
am Richardplatz 16 wird in den
Sommermonaten (bis zu den
Bundestagswahlen) nach persön-
licher Vereinbarung angeboten. 

Kontakt über: 
Franziska Lorenz-Hoffmann, 
Telefon: 030-53084626, 
E-Mai:l franziska.lorenz-hoffmann
@die-linke-neukoelln.de

Die Menschen berichten, wie sie sich dem
Jobcenter gegenüber ausgeliefert fühlen.
Wegen der Mängel in den Leistungsbescheiden
müssen viele erst beim Sozialgericht klagen.

Sie müssen Ein-Euro-Jobs annehmen, sonst
wird ihnen gleich das Geld gekürzt. Einer Fami-
lie wurde eine eigene Wohnung verweigert. Eine
andere Frau, die ihren mickrigen Lohn mit Hartz
IV aufstocken muss, hat erst von ihrem Vermie-
ter erfahren, dass das JobCenter ihre Miete
nicht mehr bezahlt – auch sie bekommt kein
Geld mehr zum Essen. Sie weiß nicht warum.

Die Forderungen der LINKEN nach einem ge-
setzlichen Mindestlohn von 10 Euro in der Stun-
de, einer Anhebung des Hartz-IV Satzes auf 500
Euro und die Abschaffung der Sanktionen fin-
den breite Zustimmung. Viele sind besorgt,
dass die Hartz-IV Parteien nach der Bundes-
tagswahl den Sozialabbau weiter vorantreiben
könnten. 

Einige beantragen am mitgebrachten Online-
Computer der LINKEN ihre Briefwahl-Unterlagen.

16 Menschen wollen sich gemeinsam mit
der LINKEN gegen Hartz-IV wehren. Beim Er-
webslosenfrühstück in der folgenden Woche
kommen einige, um ihre Wut loszuwerden und
aktiv zu werden. Gemeinsam wurde verabredet,
wieder vor das Jobcenter zu ziehen, um neue
Mitstreiter für soziale Gerechtigkeit zu gewin-
nen.

Lucia Schnell

Von 41 als Bedarf für die Neuköll-
ner Schulen gemeldeten Lehrkräf-
ten wurden nur 10 genehmigt.
Darüber informiert die Lehrer-
gewerkschaft GEW-Neukölln zum
Schuljahresbeginn. 

Für das Land Berlin wurden insgesamt 500
Einstellungen als notwendig deklariert,
knapp 150 (einschließlich der Versetzun-

gen nach dem Gastschülerabkommen aus Bran-

denburg) wurden realisiert. Um den Unterricht
mit Beginn des Schuljahres gewährleisten zu
können, werden die fehlenden Stellen nun
durch befristete Einstellungen gedeckt. Von
rund 300 Fristverträgen ist die Rede, teilt die
GEW mit. Doch reiche dies nicht. Die Senatsbil-
dungsverwaltung habe „bei nachweisbarem Be-
darf“ grünes Licht für weitere befristete Einstel-
lungen gegeben.

Jetzt suchen die Schulen nach weiteren Be-
werber/-innen, oft ohne Erfolg. Nach Informa-

tionen der GEW sind es vor allem die Vertragt-
bedingungen, die eine Beschäftigung im Berli-
ner Schuldienst für Neubewerber/-innen unat-
traktiv werden lasse. Deshalb fordert die Ge-
werkschaft den Berliner Senat auf, „endlich die
notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung
stellen, um das notwendige Personal zu ange-
messenen Vertragsbedingungen beschäftigen
zu können“.

Im „Neuköllner Bezirksinfo“ der GEW wird
ein Antwortschreiben auf eine Einladung zu
einem Bewerbungsgespräch für eine auf ein
Jahr befristete Stelle dokumentiert. Darin heißt
es: „Vielen Dank für Ihr Interesse an einer Zu-

sammenarbeit. Ich habe ein Jahr Budgetierung

mit ständigen Anschlussverträgen hinter mir.

Nun sehe ich in Berlin mit der aktuellen Bildungs-

politik für mich keine Perspektive. Ich werde

meine geliebte Heimatstadt mit Freunden und

Familie verlassen müssen und nach Hamburg ab-

wandern. Vor der Arbeit, die Sie und Ihre Kolle-

gen unter diesen Bedingungen leisten, habe ich

Hochachtung! Ich wünsche Ihnen für die Zukunft

weiterhin viel Kraft und Kollegen, die bereit sind,

unter diesen Bedingungen zu arbeiten.“

Vor dem JobCenter in der Sonnenallee.

Die Schlange vor dem JobCenter wird länger.
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Diese Einladung gilt für alle, die für
soziale Gerechtigkeit sind. DIE LINKE
Neukölln bietet Dir die Möglichkeit,
Dich gemeinsam mit vielen anderen für
Deine Interessen einzusetzen. Für die
LINKEN ist der Wahlkampf nicht nur
eine kurze Kampagne, wir wollen die
Gesellschaft auf Dauer verändern.
Schau Dir unser Angebot an und teile
uns Deine Ideen und Vorschläge mit. 

Nicht alle 
klettern auf die
längste Leiter,
aber alle 
können zum 
Erfolg der 
LINKEN 
beitragen

JJaa,,  iicchh  mmööcchhttee  iimm  WWaahhllkkaammppff  aakkttiivv  wweerrddeenn  uunndd  mmeeiinnee  IIddeeeenn,,  mmeeiinn  EEnnggaaggeemmeenntt  uunndd  mmeeiinn  WWiisssseenn  eeiinnbbrriinnggeenn..  GGeerrnnee  kköönnnneenn
mmiicchh  ddiiee  WWaahhllkkaammppff--AAkkttiivv--TTeeaammss  vvoorr  OOrrtt  ooddeerr  aauuff  BBuunnddeesseebbeennee  üübbeerr  WWaahhllkkaammppffaakkttiivviittäätteenn  iinnffoorrmmiieerreenn..

MMeeiinnee  IIddeeeenn::

VVoorrnnaammee,,  NNaammee::

SSttrraaßßee::

PPLLZZ,,  OOrrtt::

TTeelleeffoonn  FFeessttnneettzz::

TTeelleeffoonn  MMoobbiill::

EE--MMaaiill::

BBeerruuff// TTäättiiggkkeeiitt::

DDaattuumm,,  OOrrtt::

UUnntteerrsscchhrriifftt

Ich habe Zeit: � immer � abends � früh morgens

� (eher) am Wochenende � (eher) wochentags

IIcchh  mmööcchhttee::

� bbeeiimm  PPllaakkaattiieerreenn  hheellffeenn..

� ZZeeiittuunnggeenn  iinn  mmeeiinneerr  NNaacchhbbaarrsscchhaafftt  vveerrtteeii--
lleenn,,  bbiittttee  sscchhiicckktt  mmiirr::    ......................  SSttüücckk..

� bbeeii  ggrrooßßeenn  VVeerrtteeiillaakkttiioonneenn  hheellffeenn..

� aalllleeiinnee// mmiitt  aannddeerreenn  aauuff  eeiinneemm  WWoocchheenn--
mmaarrkktt// aauuff  ööffffeennttlliicchheenn  PPlläättzzeenn  eettcc..  ffüürr  
DDIIEE  LLIINNKKEE  FFlluuggbblläätttteerr// ZZeeiittuunnggeenn  vveerrtteeiilleenn..

� bbeeii  IInnffoossttäännddeenn  mmiittmmaacchheenn

� vvoorr  eeiinneerr  ((BBeerruuffss--))SScchhuullee// HHoocchhsscchhuullee  
FFlluuggbblläätttteerr// ZZeeiittuunnggeenn  eettcc..  vveerrtteeiilleenn..

� vvoorr  eeiinneemm  ((GGrrooßß--))BBeettrriieebb  iinn  mmeeiinneerr  NNaacchh--
bbaarrsscchhaafftt  ooddeerr  iinn  ddeerr  NNäähhee  mmeeiinneess  AArrbbeeiittssppllaatt--
zzeess  FFlluuggbblläätttteerr// ZZeeiittuunnggeenn  vveerrtteeiilleenn..

Diese Angaben dienen der Verbesserung der Kommuni-
kation zwischen dem Wahlkampfbüro der LINKEN und
den Aktiven vor Ort. Sie werden im Parteivorstand, den
Landesverbänden und in den Gliederungen der Partei
DIE LINKE entsprechend den Bestimmungen des
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) gespeichert, ver-
arbeitet, übermittelt und aufbewahrt. Dazu erkläre ich
mit meiner Unterschrift mein Einverständnis.

BBiittttee  eeiinnsseennddeenn  aann::  DDIIEE  LLIINNKKEE  NNeeuukkööllllnn,,  RRiicchhaarrddppllaattzz  1166,,  1122005555  BBeerrlliinn,,  FFaaxx  003300// 661133  5599  1199

Mit einem Workshop bereiteten sich Mitglieder
der Neuköllner LINKEN auf den Wahlkampf vor.
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